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Der Delitzscher Gesangbuchstreit. 
(Aus der protestantischen Kirchenzeitung vom 7. Junius 1862.) 

 

1853 „Zu Anfang des October erlaubte sich der Superintendent Förster eine neue Einrichtung 

beym Choralgesang, den Wegfall des Zwischenspiels, anzubefehlen, was bey der Gemeinde 

allgemeines Mißfallen erregte. Auf den Wunsch vieler begab sich daher der Schreiber dieser 

Zeilen (Dr. med. August Ferdinand Ideler), welcher bisher mit dem Superintendent Förster 

auf einem freundschaftlichem Fuße gestanden hatte, zu demselben in seine Wohnung und bat 

ihn recht herzlich um baldige Abstellung dieser Neuerung, ward aber von demselben mit der 

Erklärung abgewiesen, er sey nur der einzelne, und auf Wunsch des einzelnen könne er sich 

nicht bewogen finden, es wieder abzustellen. Hierauf erließ ich nun im Delitzscher 

Nachrichtenblatt No. 42 die beyliegende Bekanntmachung, welche allgemeinen Anklang und 

Beyfall erhielt. Da deßen ungeachtet der Superintendent Förster in ganz rücksichtsloser 

Nichtbeachtung der wohlbegründeten Rechte der Kirchengemeinde mit seiner neuen 

Einrichtung beharrlich fortfahren ließ, so ward nunmehr am 15ten November eine 

Beschwerdeschrift von ohngefähr vierzig achtungswerthen Bürgern und fleißigen 

Kirchgängern unterzeichnet an die Stadtverwaltung erlaßen mit der ergebensten Bitte bey dem 

Magistrat als Patron dahin zu wirken, daß dieser den Sup. Förster veranlassen möge das 

Zwischenspiel wieder einzuführen. Bey der vollkommnen Uebereinstimmung der städtischen 

Behörden mit den Beschwerdeführern theilte der Magistrat dem Sup. Förster diesen Willen 

baldigtst mit, worauf derselbe endlich vom ersten Advent an die alte Ordnung wieder 

herstellte, mithin in dieser kirchlichen Angelegenheit eben so verlor, wie im vorigen Jahre in 

seinem Conflict mit dem Magistrat wegen Einführung der Kirchenordnung, welche von der 

Gemeinde ebenfalls entschieden verweigert ward. Damit aber die Kirchgemeinde wiße, wie 

sie sich in ähnlichen etwa wiederkehrenden Fällen zu verhalten habe, verweise ich dieselbe 

noch auf das algemeine Landrecht, Theil II, Tit. 11, § 4 b, b 8, 135, u. 14 b, wo es 

ausdrücklich heißt, „daß wegen der äußern Form und Feyer des Gottesdienstes jede 

Kirchengesellschaft dienliche Ordnungen einführen kann, und daß kein geistlicher Oberer 

(denn derselbe ist auch nur einzelnes Mitglied der Kirchengemeinde) sich in Kirchensachen 

eine gesetzgebende Macht anmaßendarf.“ Möge die Gemeinde stets ihre kirchen Rechte 

bewahren!“ „Der frühere große Organist an der Thomaskirche zu Leipzig, seit 1822 

Hofkapell-Meister in Deßau Dr. phil. Friedrich Schneider nannte einen Choral ohne 

Zwischenspiele „gleich einem Hunde ohne Schwanz“, mithin verstümmelt. Alle berühmten 

Organisten wie Seb. Bach, Rinck, Fischer, Ritter, F. und Johann Schneider, Hentschel, Engel, 

Becker, Rein u. A. haben längst die Kunstberechtigung der Zwischenspiele schlagend 

dargethan; die Gegner derselben sind Stümper.“ (Quelle: Dr. Idelers Chronik der Stadt 

Delitzsch, Museum Delitzsch) 
Vor einiger Zeit ist über das Zerwürfnis berichtet worden, welches wegen der Eisenacher 

Kernlieder zwischen einem großem Theile der Delitzscher Gemeinde und ihren Geistlichen 

ausgebrochen ist. Es handelte sich, wie in so manchen anderen seinerzeit hier erwähnten 

Fälle, auch in Delitzsch einfach darum, ob die Kirchenbehörde, das sind der Pfarrer, das 

Königliche Konsistorium und er Evangelische Oberkirchenrat, berechtigt seien, einer 

Gemeinde ohne, ja wider ihren Willen ein neues Gesangbuch aufzuerlegen, oder ob die 

Selbstständigkeit der Gemeinden in liturgischen Dingen, dies in den ärgsten Tagen der 

Staatskirchenpolizei und des territorialistischen Kirchenbegriffs fast überall gewahrte Recht, 

in unserer evangelischen Landeskirche neben der Selbstständigkeit des Pfarramts und der 

Königlichen Kirchenbehörde noch heutzutage ein Plätzchen finde. Der Delitzscher Fall ist 

aber nicht, wie die meisten anderen, im Verlaufe der Zeit ruhig eingeschlafen, und zwar 
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vornämlich darum, weil die Delitzscher, die überhaupt nicht so leicht zu belehren sind, sich 

gar nicht davon überzeugen wollen, dass der Anhang den kirchenrechtlichen Grundsätzen 

gemäß bei ihnen eingeführt worden sei und demzufolge gegen ihn einen gründlichen 

Widerwillen gefaßt haben. Dazu kommt nun noch, daß auch der inzwischen neu eingeführte 

Gemeindekirchenrath jene rechtlichen Bedenken theilt und sich deshalb für berechtigt hält, 

zur Beseitigung des langen, den Frieden, ja den kirchlichen Bestand der von ihm vertretenen 

Gemeinde auf das tiefste gefährdenden Streites die Beseitigung seiner Ursache, des 

Anhanges, zu begehren. Die Erörterungen, welche dieserhalb zwischen ihm und den 

kirchlichen Oberbehörden stattgefunden haben, bieten einerseits für die Stellung dieser 

Gemeindevertretung, andererseits aber für den Gesichtspunkt, unter welchem die 

Staatskirchenbehörde die liturgische Autonomie der Gemeinden auffaßt, so viel wichtiges und 

lehrreiches, daß eine aktenmäßige Darstellung derselben geboten erscheint. Ein Paar Worte 

über das Thatsächliche werden für die vorauf zuschicken sein, denen die frühere Nummer des 

Blattes nicht zur Hand ist. 

Die Delitzscher haben seit langer Zeit ein eigenes Delitzscher Gesangbuch, welches in der 

Stadt und in zahlreichen Landgemeinden der Umgebung in ungestörtem Gebrauch war. 

Dasselbe entspricht wie die meisten seiner Gefährten aus der zweiten Hälfte des vorigen und 

dem ersten Drittel dieses Jahrhunderts, den Erfordernissen, welche in der Mitte der funfziger 

Jahre an ein richtiges Gemeindegesangbuch gemacht zu werden pflegten, nur sehr wenig, und 

ist namentlich von dem Eisenacher Entwurfe recht sehr verschieden. Allein trotzdem und 

obgleich es manche Kernlieder gar nicht, die anderen aber in keineswegs immer glücklichen 

Umschreibung des Urtextes enthält, und obgleich die Gellert’schen, Niemeyer’schen, 

Cramer’schen Lieder darin eine große Rolle spielen, war es den Delitzschern doch recht lieb 

und werth geworden, und sie waren wenig erfreut darüber, als im Jahre 1858 der neu dorthin 

gekommene sehr eifrige Superintendent gegen das alte Gesangbuch aufzutreten, und die 

Vorzüge des Eisenacher Musterbüchleins zu preisen begann. Der Superintendent aber 

erwirkte ein Rescript des Consistoriums, daß fernerhin das Gesangbuch nur mit einem 

Anhange, der fast sämmtliche Lieder jenes Werks der Eisenacher Kirchenconferenz mit sehr 

geringen Abänderungen enthält, verkauft werden durfte, und ließ am 1. Advent 1858 ein Lied 

aus diesem Anhange singen. Darauf verließ ein Theil der Gemeinde die Kirche, der Anhang 

aber galt von da ab als eingeführt und wurde beibehalten, obwohl auch eine Versammlung 

vom Superintendenten selbst auserwählter und berufener Gemeindemitglieder sich 

einstimmig dagegen aussprach. Eine Versammlung der Gemeinde selbst zu berufen, wurde 

vom Pfarramt nicht für nöthig erachtet, obgleich 720 selbstständige Mitglieder der Gemeinde 

eine solche beim Magistrat, als dem Kirchenpatron, beantragten. 

Die Delitzscher haben nun seitdem beständig gegen diese Einführung protestirt und beständig, 

doch bis jetzt vergeblich, Abhülfe der ihnen dadurch, wie sie glauben, angethanen 

Rechtsverletzung nachgesucht. Zuerst wandten sich 518 selbstständige Gemeindemitglieder 

an das Konsistorium. Als ihre Beschwerde, die sich wesentlich auf die im protestantischen 

Kirchenrecht begründete und landrechtlich (Theil II. Tit. 11 §. 46 ff.) gewährleistete 

Autonomie der Gemeinden in liturgischen Dingen bezog, hier zurückgewiesen wurde, 

brachten sie dieselbe in noch größerer Anzahl (775 Unterschriften) an den Cultusminister, 

abermals mit dem Antrage, es möge die sofortige Zusammenberufung einer ordentlichen 

Gemeindeversammlung angeordnet, und von deren Erklärung die Beibehaltung des Anhanges 

abhängig gemacht werden. Der Minister gab Beschwerde und Antrag an den Ober-

Kirchenrath, und der Ober-Kirchenrath beschied die Petenten unterm 8. Februar 1860 

abschläglich, weil das liturgische Recht in der evangelischen Kirche seit der Reformation auf 

den Landesherrn übergegangen und von diesem zum Theil den Consistorien übertragen 
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worden sei, und weil den Gemeinden nur ein auf sachlichen Gründen beruhender 

Widerspruch zustehe, eine Abstimmung einer gesammten Gemeindeversammlung aber 

nirgends vorgeschrieben sei. Auch könne man sich nicht, wie in der Beschwerde geschehe, 

auf das Landrecht berufen, da dasselbe die besonderen Kirchenverfassungen nicht aufhebe, 

und nach angestellten Nachforschungen in Delitzsch seit 1702 alle Gesangbücher ohne eine 

eigentliche Befragung der Gemeinde eingeführt seien. 

Den Delitzschern ist diese Beweisführung indessen nicht genügend erschienen. Es kommt, 

ehe wir weiter gehen, zunächst darauf an, zu prüfen, ob dies an ihrer subjectiven, vielleicht 

befangenen Auffassung, oder in der Sache selbst lag. 

Bei dieser Prüfung werden wir uns, um nach allen Seiten hin gerecht zu sein, der idealen 

Anschauung zu entschlagen habe, welche die Delitzscher in ihren Eingaben wiederholentlich 

betonen. Sie sagen nämlich, es könne doch kirchliches Leben dadurch in den Gemeinden 

nicht erweckt werden, daß man sie als willenlose Massen behandele, und sie geben zu 

bedenken, daß ihr Widerspruch gegen ein solches, wie sie meinen, unprotestantisches 

Verfahren gerade eine Aeußerung des in der Gemeinde vorhandenen kirchlichen Lebens sei. 

Dies mag auf sich beruhen, und der Standpunkt des Ober-Kirchenrathes, wonach der Streit 

lediglich nach dem in Delitzsch geltenden Kirchenrecht zu entscheiden ist, als der juristisch 

richtige anerkannt werden. Wie steht es nun aber mit dem Delitzscher Kirchenrecht? 

Wir sahen, daß die Delitzscher sich auf das Landrecht beriefen. Sie haben das wohl in dem 

guten Glauben gethan, daß dasselbe, da es bei ihnen, nach ihrer Vereinigung mit dem 

preußischen Staate, durch besonderes Patent vom 15. November 1816 eingeführt worden ist, 

nun auch ohne weiteres geltendes Recht sei. Daher meinten sie wohl, die in §. 46 ff. Th. II. 

Tit. 11 ausgesprochene Autonomie der Kirchengesellschaften in Dingen, welche die äußere 

Form und Feier des Gottesdienstes betreffen, auch für sich beanspruchen zu können, und es 

konnte ihnen, als das Magdeburger Konsistorium in dem Ausdruck „Kirchengesellschaft“ die 

verfassungsmäßige Vertretung der gesammten Kirche durch ihre Behörde erblicken wollte, 

der Nachweis nicht schwer werden, daß das Landrecht unter Kirchengesellschaft hier wie 

auch sonst die einzelne Gemeinde verstehe. Das ist auch völlig richtig. Allein sie haben 

übersehen, daß das Landrecht bei ihnen nur subsidiarisch gilt, und daß auch nach seiner 

Einführung die vormals bestehenden Sächsischen particularen Rechte bei ihnen in Kraft 

verblieben sind. Daran kann nach dem Inhalt des erwähnten Publikations-Patentes gar nicht 

gezweifelt werden, und der Ober-Kirchenrath verweiset sie mit vollem Rechte zunächst auf 

die vorher in Kraft gewesene Kirchenrechts-Uebung. Auf diese allein kommt es also an. 

Nun sind bekanntlich in Preußen übeall die vorhandenen Provinzialrechte, wie das Landrecht 

dies voraussetzte, auf Veranlassung des Justizministeriums mit Sorgfalt und Fleiß gesammelt 

worden. Auch für die ehemals Königlich-Sächsischen Landestheile, zu denen die Stadt 

Delitzsch gehört, ist eine solche Sammlung von dem (1858 verstorbenen) 

Oberlandesgerichtsrathe Dr. Pinder veranstaltet und im Jahre 1836 in zwei Theilen, zu 

Leipzig bei Leopold Voß, veröffentlicht worden. Der Verfasser war ein in der historischen 

Schule gebildeter Jurist, dem der Vorwurf gemacht worden ist, daß er eine Vorliebe für das 

Veraltete, einer allzugeschichtlichen Auffassung des politischen und kirchlichen Lebens, oft 

mit Negirung ihrer neueren Entwicklungen, in seinem Werke einen allzu weiten Spielraum 

gelassen habe. Ebendeshalb wird er von anderen als ein echt conservativer Mann in Schutz 

genommen, und es hat z. B. der Präsident Göschel der Reinheit seiner staatlichen und 

kirchlichen Gesinnung ein höchst anerkennendes Zeugniß ausgestellt, wie des Weitern im 

Jahrgang 1838 der juristischen Wochenschrift von Hinschius nachgelesen werden kann. Eben 

dieser Dr. Pinder bezeugt nun in seinem Werke, und nahm es in §. 1429 des von ihm 

verfaßten Entwurfs zur Codification des Provinzialrechts von Sachsen auf, daß die 



1862-06-07, Gesangbuchstreit, Dr. August Ferdinand Ideler 

Fund: Barockschloss-Museum-Delitzsch/Karton VIII/18/Dr. August Ferdinand 

Ideler/Gesangbuchstreit, abgeschrieben von Lorenz Kuhne 2009-10-28 

sächsischen „Kirchengemeinden im Ganzen, nächst der ihnen zustehenden Concurrenz bei 

Besetzung der Kirchen- und Schulämter der Parochie, das Recht haben, bei jeder Abänderung 

der bestehenden Lokalverfassung mit ihren Gründen, Einwendungen und Bemerkungen 

gehört zu werden.“ Er bezeugt ferner, daß ihnen „diese Concurrenz und nötigenfalls 

rechtliches Gehör insbesondere bei solchen Einrichtungen gebührt, zu welchen sie selbst 

Kosten beizutragen haben.“ 

Dr. Pinder’s Entwurf hat die gesetzliche Sanction bisher unseres Wissens nicht erhalten; er 

wird aber, wie andere gleichartige und gleichzeitige Werke, z. B. die benannte Sammlung des 

Märkischen Provinzialrechts von Scholz, an Gesetzesstatt in der gerichtlichen Praxis 

angewendet. Es ist eine wunderbare Sache, daß die Delitzscher, die sich nicht auf ihn berufen, 

doch wissen, daß sie nach dem mit ihnen geborenen Rechte einen Anspruch darauf hatten, 

gehört zu werden, und zwar als „Gemeinde im Ganzen“ gehört zu werden, als ihr 

Superintendent ihnen den Anhang auferlegen wollte. Wir wollen uns aber bei Dr. Pinder nicht 

beruhigen, das vielleicht gegen ihn der Einwand erhoben werden könnte, daß er unter 

Abänderung der bestehenden Lokalverfassung eine Maßregel, wie die Einführung eines neuen 

Gesangbuches, nicht verstanden habe, und da dieselbe möglicherweise von manchen auch 

nicht zu den Einrichtungen gerechnet wird, zu welcher die Delitzscher Gemeinde Kosten 

beizutragen hatte. Ueberdies muß eingestanden werden, daß Sammlungen von 

Provinzialrechten nicht der Ort für eine ausführliche Behandlung innerer Kirchenrechtsfragen 

zu sein pflegen. 

Von den Quellen des protestantischen Kirchenrechts in Kursachsen enthalten die ältesten 

Kirchen-Ordnungen (auf das Corpus juris canonici wird uns wohl niemand verweisen wollen) 

über das Recht der Gemeinde bei Einführung von neuen Gesangbüchern nichts. Die der 

bekannten und sehr ausführlichen Kirchen-Ordnung von 1580 angehängten General-Artikel 

verordnen zwar (art. 38): „damit auch das volk im singen nicht irre gemacht, sollen die 

custodes keine andern denn d. Luth. gesenge, damit sie dieselbigen wol lernen, vnd eins das 

andere desto leichter leren könne,“ zum Kirchengesang nehmen. Aber im Laufe des nächsten 

Jahrhunderts, als gerade in Kursachsen so zahlreiche und so gute Gesangbücher erschienen, 

ward diese Vorschrift, die doch gewiß auch nie ein Zwangsverbot hatte sein sollen, völlig 

vernachlässigt. Es kamen die verschiedensten Gesangbücher in Uebung; und schon damals 

ward die Neigung nach Gleichförmigkeit, dem gewöhnlichen Ideal der Landeskirchenherren, 

in diesem Punkte rege. Im revidirten Synodaldecrete von 1673 wurde die landesherrliche 

Intention erklärt, „ein vom Oberconsistorio oder einer theologischen Fakultät hiesiger Lande 

cesirtes Gesangbuch förderlichst herauszugeben und in allen Kirchen zum Gebrauche 

anschaffen zu lassen.“ Dies stieß jedoch auf factische und rechtliche Schwierigkeiten und es 

verblieb den Gemeinden ihre herkömmliche Autonomie in Hinsicht der Gesangbücher, deren 

man damals schon 65 zählte. Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts ward der Gedanke, 

veranlaßt durch mancherlei Beschwerden über die Beschaffenheit vieler Gesangbücher, 

abermals aufgenommen; es wurde abermals ein neues Gesangbuch vorbereitet, unter 

gleichzeitiger Einforderung von Berichten über dessen allgemeine Einführung. Hier ist es nun 

von Interesse, daß das Konsistorium von Leipzig, zu dessen Sprengel damals auch Delitzsch 

gehörte, in seinem Berichte vom 21. Juli 1789 die gesetzliche Einführung des neuen 

Gesangbuchs „wegen der Abneigung der Gemeinden gegen Zwangsvorschriften in 

dergleichen kirchlichen Angelegenheiten“ gradezu widerrieth, und es für zweckmäßig 

erklärte, zwar eine von der theologischen Fakultät zu approbirende vollständige 

Liedersammlung fertigen zu lassen, deren Annahme aber der Willkühr der Gemeinden 

anheimzustellen. Demgemäß erging am 7. Februar 1793 ein landesherrliches Rescript, in 

welchem festgestellt wurde, „daß dergleichen neue Gesangbücher den Gemeinden nicht 
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wider ihren Willen aufgedrungen, sondern nur nach und nach und mit gehöriger 

Vorbereitung, Klugheit und Mäßigkeit eingeführt werden sollten.“ Die Sächsische oberste 

Kirchenbehörde theilte dies Rescript sämmtlichen Kirchenvorständen am 10. April 1793 zur 

Kenntnißnahme und Nachachtung mit; ja sie hielt es, als sie ihren Untergebenen die 

Vollendung des inzwischen zu Stande gekommenen Normal-Gesangbuches anzeigte, zugleich 

für angemessen, nochmals ausdrücklich zu bemerken, daß die Einführung dieses 

Gesangbuches lediglich von dem Wunsche und dem Gefühle der Gemeinden abhängig zu 

machen sei (General-Verordnung vom 29. November 1797). Und als trotz alledem 

tumultuarische Vorgänge hie und da stattfanden, „theils durch das sehr schwierig zu 

besiegende Vorurtheil des gemeinen Mannes gegen jede Abänderung des äußerlichen 

Gottesdienstes, theils auch durch das von Seiten einiger Geistlichen und Ortsobrigkeiten 

befolgte voreilige und unzweckmäßige Benehmen,“ so erging eine abermalige allerhöchste 

Verordnung vom 15. Juli 1799, welche zur endlichen Vermeidung aller Ungehörigkeiten bei 

Einführung des neuen Gesangbuches festsetzte: 

„daß bei beabsichtigter Veranstaltung einer solchen Verbesserung die Gesinnung der 

Mehrheit der Gemeindeglieder entscheide, und die Widerspenstigkeit einzelner 

Anhänger und Vertheidiger des Alten solche nicht hindern dürfe.“ 

Der Oberconsistorialrath Dr. E. G. v. Weber, auf dessen anerkanntes System des sächsischen 

Kirchenrechts die vorstehende Ausführung sich stützt, stellt diese Verordnung als geltendes 

Recht dar und führt in Note 99 (Theil II. Abth. I. S. 74) eine Menge praktischer Fälle an, in 

denen nach ihrer Vorschrift die Einführung von neuen resp. verbesserten Gesangbüchern in 

den sächsischen Landen von Majoritätsbeschlüssen der betreffenden Gemeinde abhängig 

gemacht worden ist. 

Dem gegenüber behauptet der Ober-Kirchenrath, es stehe der Delitzscher Gemeinde nur ein 

auf sachlichen Gründen beruhender Widerspruch zu, und es sei eine Abstimmung der 

gesammten Gemeindeversammlung nirgends vorgeschrieben. – 

Wir kommen in unserer Darstellung nun zu dem Zeitpunkte, wo der inzwischen in’s Leben 

gerufene Gemeinde-Kirchenrath jenen also zurückgewiesenen Antrag auf Beseitigung des 

Anhanges seinerseits erneuert. Dies geschah in einer Eingabe vom 13. October 1860 an das 

Königliche Konsistorium in Magdeburg, welche von neun Männern, als den „Kirchenräthen 

der Stadt Delitzsch“ unterzeichnet ist. Darin schildern sie die verderblichen Wirkungen, 

welche der über den Anhang ausgebrochene Zwiespalt auf das kirchliche Leben der 

Gemeinde ausgeübt habe, und die sich auch äußerlich in der Verminderung des 

Kirchenbesuchs und der Communikantenzahl darstellten. Sie sehen den Grund dieses 

Zwiespaltes in dem Anhange, welcher Lieder enthalte, „die nicht allein ihrem Inhalte nach 

ihren religiösen Anschauungen ganz fremd, sondern auch in ihrer Form und Ausdruck dem 

gebildeten Geschmacke unseres Jahrhunderts ganz entgegen und mehr als befremdend seien. 

Die Gemeinde habe es deshalb vor Einführung des Anhanges nicht an Wünschen, Bitten und 

Erklärungen fehlen lassen; sie habe erwartet, daß man nicht ohne sie und gegen ihren Willen 

einseitig eine so wesentliche Aederung der bisherigen liturgischen Form des evangelischen 

Gottesdienstes treffen werde, und es sei, nachdem die hierüber erhobene Beschwerde von 

Konsistorium und Ober-Kirchenrath zurückgewiesen, eine so starke Verstimmung 

zurückgeblieben, daß ihre gänzliche Zerreißung zu befürchten sei. Diese Verstimmung sei um 

so tiefer, als auf den Widerspruch anderer städtischen und Landgemeinden der Diöces die 

Einführung des Anhanges unterblieben sei. Auch habe man sonst Klagen über das Benehmen 

des Superintendenten und des Archidiaconus. Sie (Petenten) hielten sich durch das ihnen 

auferlegte Amt verpflichtet, für ein gedeihliches kirchliche Leben zu wirken und die 

schreckliche Spaltung in ihrer Gemeinde zu beseitigen, und beträten daher getrost und 
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hoffnungsvoll diesen Weg zur Abhülfe der sie und ihre evangelischen Mitbürger drückenden 

kirchlichen Noth mit der gehorsamsten und herzlichsten Bitte, einen Commissarius zur 

Untersuchung an Ort und Stelle zu senden, vornehmlich den dem Gesangbuche gegen den 

ausdrücklichen Willen der größten Mehrzahl der Gemeinde beigefügten Anhang wieder zu 

entfernen und die beiden Geistlichen in einen anderen Wirkungskreis zu versetzen.“ 

Der Consistorial-Bescheid, der ihnen darauf zu Theil geworden ist, lautet wörtlich also: 

„Die Unterzeichner der Vorstellung vom 13. d. M., betreffend die kirchlichen Zustände der 

Parochie Delitzsch, machen wir zunächst darauf aufmerksam, daß es das Richtige gewesen 

sein würde, wenn sie sich „Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths“, nicht aber 

„Kirchenräthe“, was sie nicht sind, genannt hätten. Zur Sache aber erwiedern wir, daß wir den 

gestellten Anträgen nicht Folge geben können. 

Von der Beseitigung des Anhangs zum dortigen Gesangbuche aus dem kirchlichen Gebrauche 

kann, nachdem die darauf gehenden Vorstellungen des Magistrats von dem Evangelischen 

Oberkirchenrathe zurückgewiesen worden sind, nicht die Rede sein; und Sie verkennen 

gänzlich Ihre Aufgabe als Mitglieder des Gemeindekirchenraths, sowie Ihre gegen die 

Gemeinde feierlich übernommene Pflicht, wenn Sie darauf ausgehen, derselben eine 

Liedersammlung zu nehmen, welche nichts dem Worte Gottes und dem Bekenntnisse der 

Kirche Widersprechendes, auch nichts einen wirklich gebildeten Geschmack Verletzendes 

enthält, aus welcher die Gemeinde sich dagegen auf unsern allerheiligsten Glauben reichlich 

erbauen kann und deren Einführung von den kirchlichen Aufsichtsbehörden überdies als 

nöthig erkannt ist. 

Daß in Delitzsch Veränderungen der gottesdienstlichen Formen, duch welche das 

Glaubensleben der Gemeinde gestört werden könnte, eingetreten oder beabsichtigt worden 

wären, ist uns nicht bekannt und in Ihrer Eingabe zwar behauptet, aber nicht nachgewiesen 

worden. 

Den Superintendent W. und en Archidiakonus B. von dort zu versetzen, können wir uns durch 

allgemeine und nicht weiter begründete Anschuldigungen nicht veranlaßt sehen. 

Wir dürfen aber diese Erwiederung nicht schließen, ohne Ihnen über den von Ihnen gethanen 

Schritt und über die Fassung, welche Sie Ihren Anträgen gegeben, unser tiefes Bedauern 

auszusprechen, und zugleich Sie auf das Dringendste zu ermahnen, doch recht ernstlich zu 

erwägen, was der dortigen Kirchengemeinde wirklich zum Heile gereicht und was Sie als 

Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths dazu zu thun haben. Es liegt bei Ihnen, dazu 

mitzuwirken, daß die Vorurtheile gegen den Gesangbuchanhang verschwinden. Sie können 

auch dazu helfen, daß das zwischen einem Theile der Gemeindeglieder und den beiden 

Geistlichen locker gewordene Band des Friedens zum Segen für die Wirksamkeit der 

Letzteren sich wieder befestigt. 

Lassen Sie sich den Segen, der, wenn Sie hierzu helfen, auch für Sie durch die göttliche 

Gnade daraus hervorgehen wird, nicht entgehen. 

Den dortigen Gemeinde-Kirchenrath in allen Bestrebungen, welche der Parochie wirklich 

zum Besten dienen können, zu unterstützen, wird uns stets zur Freude gereichen. 

Magdeburg, den 20. October 1860                  Königliches Konsistorium der Provinz Sachsen 

     An                                                                                            Noeldechen. 

den Seilermeister Herrn B. und Genossen.“ 

Die neun Nicht-Kirchenräthe wanderten nunmehr wieder zum Oberkirchenrat. Schon unterm 

31. October 1860 sprachen sie ihre Verwunderung aus, daß das Konsistorium, statt auf die 

Sache selbst und den Inhalt der Beschwerdeschrift näher einzugehen, sich blos theils über 

eine unbedeutende Nebensache, die Titulatur des Gemeinde-Kirchenraths, äußere, theils den 

Anhang sehr belobe, sodann den Beschwerdeführern wegen ihres gethanen Schrittes eine 
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Zurechtweisung ertheile. Sie beklagen es, daß die von ihnen vertretene Gemeinde völlig 

rechtlos dazustehen scheine und bitten wiederholt gehorsamst um Abhülfe ihrer Beschwerde, 

da dieselbe auf unbestreitbarem, gutem, gesetzlichem Rechte beruhe, und die traurigen Folgen 

der an ihnen begangenen Rechtsverletzung nicht abzusehen seien. Der Anhang „mit seinen 

größtentheils veralteten, geschmacklosen, das Glaubensleben einer gebildeten evangelischen 

Gemeinde störenden Liedern, welche einer in der Geschichte nur durch Barbarei, Rohheit der 

Sitte und Sprache bekannten finstern Zeit entstammen, werde nun einmal bei ihnen keinen 

Beifall finden, und mit Gewalt eine Gemeinde zum Glauben solcher widersinniger, in den 

sogenannten Kernliedern enthaltener, von einer schlauen Hierarchie blos als Schreckbild für 

den unwissenden großen Haufen hingestellter Glaubenssätze, wie z. B. von einem 

Höllenpfuhl, wo die unsterblichen Seelen ewig brennen und von Henkern gemartert werden 

sollen, zu zwingen, gereiche dem Christenthum wahrlich nicht zur Empfehlung.“ 

Als Nachtrag hiezu überreichten die Neune dem Oberkirchenrat am 20. Januar 1861 drei 

Neujahrszettel aus den Jahren 1858, 1859, 1860, aus denen sich die starke Verminderung der 

Abendmahlsgäste (um 1242 Personen) ergebe. Zugleich beriefen sie sich, gegenüber dem 

Bescheide des Consistoriums, daß die Kirchenbehörden die Einführung des Anhanges für 

nothwendig gehalten hätten, ausdrücklich darauf, daß nach Sächsischem Rechte, insbesondere 

nach der (oben angeführten) Verordnung von 1793 eine zwangsweise Einführung von 

Gesangbüchern niemals stattfinden dürfe, und sie nahmen dies Recht ausdrücklich für sich in 

Anspruch. 

Der Ober-Kirchenrath forderte sie indessen am 20. Februar 1861 auf, diejenigen 

Ausstellungen näher zu begründen, welche sie nach ihrer Auffassung an dem Anhange zu 

machen haben, besonders die incriminirten Lieder zu bezeichnen und die anstößigen Stellen 

hervorzuheben, auf welche „so schwere, eine ganze Zeit und nicht Allein die Verfasser dieser 

Lieder und die späteren Redaktoren dieses Gesangbuches, sondern auch die Behörden, welche 

die Einführung desselben veranlaßt oder genehmigt haben, verurtheilende Anklagen“ 

begründet seien. Der Ober-Kirchenrath müsse erwarten, daß Petenten „im Stande sein 

werden, nachzuweisen, daß der größte Theil dieser Lieder dem einfachen biblischen 

Christenthum und dem Bekenntnisse der evangelischen Kirche widerspreche und die 

Merkmale dieser Geschmacklosigkeit und Rohheit an sich trage.“ 

Darauf sagen die Neune (am 3. März 1861): Es handle sich in der ganzen Streitsache 

hauptsächlich um die durch Einführung des Anhangs ohne Rückfrage an die Gemeinde 

begangene schreiende Rechtsverletzung und deren Beseitigung. Sie seien daher nicht 

gesonnen, sich auf das Gebiet dogmatischer Streitigkeiten einzulassen, hätten jedoch in einem 

anbei überreichten Exemplar die besonders anstößigen Stellen bezeichnet. Sie versichern 

dabei, daß die Abneigung gegen den Anhang eine tiefe und nicht zu beseitigende sei, bitten 

nochmals, die traurigen Folgen der begangenen Rechtsverletzung aus den Zahlen der 

Neujahrszettel zu ermessen, und beklagen es, „daß um der Aufrechterhaltung der Hierarchie 

willen die Kirchengemeinde so leiden müsse.“ 

Unterm 3. April 1861 kommen sie schon wieder, mit einer Bitte um baldige, auf den 

Rechtspunkt begründete Entscheidung, und mit einer Darlegung ihrer Ansicht über die 

Sprache der Anhangslieder, deren Härten dadurch nicht entschuldigt würden, daß man sie für 

biblisch ausgebe. 

Darauf erging denn am 16. Mai 1861 ein ausführlicher Bescheid des Ober-Kirchenraths, in 

welchem sämmtliche Beschwerdepunkte zurückgewiesen, und die Petenten zur Ruhe und zum 

Frieden vermahnt werden. 

„Was den ersten Beschwerdepunkt, die angebliche Verletzung der Rechte der Gemeinde bei 

Einführung des Gesangbuchs-Anhangs betrifft, heißt es wörtlich, so ist derselbe bereits durch 
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unsere Verfügung vom 8. Februar 1860 erledigt worden und da die Mitglieder des Gemeinde-

Kirchenraths in ihren spätern Eingaben nur die früheren als unbegründet nachgewiesenen 

Behauptungen einfach wiederholt, neue Gründe jedoch nicht vorgebracht haben, so muß es 

bei dieser unserer Entscheidung sein Bewenden behalten.“ (Uebersah denn der Ober-

Kirchenrath die Bezugnahme auf das Kursächsische Rescript vom 7. Februar 1793 und auf 

das zu Delitzsch geltende Sächsische Kirchenrecht?) „Wenn die jetzigen Mitglieder des 

Gemeinde-Kirchenraths aber noch eine Mitwirkung bei dem Gebrauch des Anhanges resp. bei 

dessen Einführung in Anspruch nehmen, so müssen wir die Forderung als eine 

ungerechtfertigte bezeichnen, da der fragliche Anhang bereits am ersten Advents-Sonntage 

1858 kirchlich eingeführt worden ist und wir dem später errichteten Gemeinde-Kirchenrathe 

nicht die Befugniß einräumen können, daß bestehende Ordnungen in den Gemeinden noch 

nachträglich seinem Befinden unterworfen werden müssen.“ 

Der Ober-Kirchenrath sieht also in dem Antrage der Beschwerdeführer auf Beseitigung des 

Anhanges, den sie ausdrücklich im Namen der Gemeinde stellen, und ausdrücklich durch die 

Noth der Gemeinde begründen, einen Anspruch des Gemeinde-Kirchenraths auf ein 

nachträgliches Bestätigungsrecht, auf ein jus supremae inspectionis, den er dann sehr leicht 

als ungerechtfertigt bezeichnen konnte. Er ignorirt vollständig, daß auch der Gemeinde-

Kirchenrath die rechtmäßige Einführung des Anhanges in Abrede stellt, daß er nicht eine 

bestehende Ordnung, sondern eine bestehende Unordnung in der Gemeinde beseitigt wissen 

will, und daß er nicht seine, des Gemeinde-Kirchenraths, Zuziehung und Mitwirkung, sondern 

die der Gemeinde als nach dem bei der Einführung von neuen Gesangbüchern geltenden 

Rechte unerläßlich fordert und behauptet. So weiset denn der Ober-Kirchenrath den Petenten 

als Gemeinde-Kirchenraths-Mitgliedern allein das Recht zu, Bedenken gegen wirklich 

mangelhafte und der Verbesserung bedürftige Einrichtung geltend zu machen und allein von 

diesem Standpunkte geht er an die Beurtheilung der über die Form und den Inhalt der 

Anhangs-Lieder erhobenen Beschwerde. Er läßt also den rechtlichen Gesichtspunkt, trotz der 

wiederholten Bitten der Petenten, trotzdem, daß sie ihn ganz richtig als den eigentlichen 

alleinigen Beschwerdegrund hervorgehoben haben, völlig bei Seite, und hält sich allein an das 

dogmatische und hymnologische Element der Frage. 

Hier konnte denn in der That eine Widerlegung und Zurechtweisung der Beschwerdeführer in 

manchen Punkten nicht ausbleiben. Sie hatten gegen den Anhang erinnert, daß 55 von seinen 

203 Liedern bereits in dem Gesangbuche selbst, und zwar, nach dem allgemeinen Urtheil der 

öffentlichen Meinung in einer edlern Sprache enthalten seien, und deshalb der Wiederabdruck 

derselben unnöthig erscheine. Dem will der Ober-Kirchenrath „nun das Urtheil einiger 

Männer entgegenstellen, deren Competenz in Sachen des Geschmacks sicher nicht bestritten 

werden kann und die auch die Gemeinde-Kirchenraths-Mitglieder nicht gerade für orthodox 

und pietistisch befangen halten werden,“ nämlich Aussprüche von Göthe, E. M. Arndt und 

„einem andern bekannten Dichter der neueren Zeit, der sich mehr vom ästhetisch-

dichterischen als vom kritischen Standpunkte“ über eine sogenannte Verbesserung des alten 

Burg’schen Gesangbuchs in Breslau sehr unwillig ausspricht (warum nennt denn der 

Oberkirchenrat den guten Holtei nicht?). Dem wird noch das Urtheil des Freiherrn von Stein, 

„anerkannterweise eines der intelligentesten und edelsten Männer unseres Volkes“, 

hinzugefügt. Sodann wird den Delitzschern an dem Beispiel von „O Haupt voll Blut und 

Wunden“ bewiesen, daß ihr Gesangbuch die Kernlieder bis zur Unkenntlichkeit entstellt habe. 

„Daß unter solchen Umständen die Pfarrer und die Behörden die Pflicht hatten, den alten 

Besitz der Gemeinden, der ihnen widerrechtlich entzogen war, wieder herzustellen, kann von 

Keinem, der den Werth und die Bedeutung des evangelischen Liederschatzes überhaupt 

kennt, in Abrede gestellt werden.“ 
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Also doch noch einmal der Rechtsstandpunkt. Wir gestehen, daß dies Zurückkommen uns 

etwas erstaunt hat. Weil tiefe Kenner unserer deutschen Dichtkunst, Männer von 

vorurtheilsfreiem Sinn den Urtext der Lieder den modernen Verwässerungen (natürlich mit 

Recht) vorziehen, darum muß derselbe auch für den liturgischen Gebrauch der Gemeinden 

unbedingt und – ungefragt den Vorzug verdienen, und darum ist er von den Pfarrern und den 

Behörden ohne Weiteres wieder herzustellen. Hiernach ist es fast inconsequent, daß sich der 

Ober-Kirchenrath früher die Mühe gegeben hat, das bei Einführung von neuen 

Gesangbüchern in Delitzsch seit 1702 beobachtete Verfahren so genau zu prüfen. Er hatte 

dabei gefunden, daß die Gemeinde nie eigentlich befragt worden sei. Darnach ist es denn 

freilich richtig, wenn er die Entziehung der alten Lieder, die doch in jener Zeit erfolgt sein 

muß, eine widerrechtliche nennt. Allein man kann, wenn man dieser Verurtheilung des 

angeblichen früheren Verfahrens aus voller Ueberzeugung beistimmen muß, nur nicht im 

Mindesten begreifen, wie der Ober-Kirchenrath in seiner Verfügung vom 8. Februar 1860, bei 

weicher es noch jetzt hinsichtlich des Rechtspunktes „sein Bewenden behalten muß,“ sich 

gerade dieses widerrechtliche frühere Verfahren zur Rechtfertigung des bei Einführung des 

Anhanges beobachteten beziehen konnte. Ist den Delitzschern im Jahre 1796 wirklich – sie 

selbst stellen es in Abrede – der verschlechterte Text der Lieder ohne Befragung der 

Gemeinde aufgedrängt worden, so war dies, nach dem oben Gezeigten, unzweifelhaft 

widerrechtlich, weil im Widerspruch mit der klaren gesetzlichen Bestimmung des 

Landesherrn, als des Kirchen-Oberhauptes. Glaubt man aber minder widerrechtlich zu 

verfahren, wenn man den alten Text nach mehr als 60 Jahren wiederum ohne Befragen der 

Gemeinde, ja trotz ihres lebhaftesten Widerspruch, einfach vom Pfarrer und den Behörden 

wieder herstellen läßt? Kann man dadurch, daß jene alten Lieder in der That den schwachen 

Conterfeien des vorigen Jahrhunderts weit vorzuziehen sind, es irgendwie rechtfertigen 

wollen, daß man das Verlangen der Gemeinde, man möge sie dabei hören, als unbegründet 

zurückweist, daß man, dem klaren Buchstaben des geltenden Gesetzes gegenüber, in Abrede 

stellt, daß eine Abstimmung der Gemeindeversammlung vorgeschrieben sei? Und wenn gegen 

diese Abstimmung, die ja auch das Sächsische Kirchenrecht nur als letztes Noth- und 

Hülfsmittel kennt und will, nun einmal aus allgemeinen kirchlichen Gründen, deren 

Nichtigkeit wir dahingestellt sein lassen, so tiefe Bedenken vorwalten – Bedenken, die freilich 

unsres Erachtens auch einen Ober-Kirchenrath von der Befolgung der Gesetze nicht 

dispensiren dürfen -, wenn man es scheute, die beabsichtigte Verbesserung des Gesangbuchs 

dem „blinden Urtheile einer Majorität“ zu unterwerfen: gab es nicht einen anderen Weg zur 

Vermeidung dieser Gefahren? Ist die Verordnung vom 7. Februar 1793, auf welche sich der 

Gemeinde-Kirchenrath so erfolglos berufen hat, dem Pfarrer und den Behörden gegenwärtig 

gewesen, haben sie den Anhang wirklich „der Gemeinde nicht wider ihren Willen 

aufgedrungen, sondern nur nach und nach, und mit gehöriger Vorbereitung, Klugheit und 

Mäßigung eingeführt?“ 

Die Antwort auf diese Fragen ist unmöglich durch die Verfügungen des Ober-Kirchenraths 

schon erledigt. Es erhellt bis jetzt durchaus nicht, daß der höchsten Kirchenbehörde bei ihrer 

Prüfung des bei Einführung des Anhangs beobachteten Verfahrens die Bestimmung des zu 

Delitzsch geltenden Sächsischen Kirchenrechtes über das Zustimmungs- und Widerspruchs-

Recht der Gemeinden vorgelegen haben. Der Ober-Kirchenrath nimmt vielmehr zur 

Begründung der Rechtmäßigkeit dieses Verfahrens nur auf einen, wie er sagt, allgemeinen 

Satz des evangelischen Kirchenrechts und auf das seit dem Jahre 1702 in Delitzsch 

beobachtete Verfahren Bezug. Wie außerordentlich bestritten der erstere ist, bedarf hier nicht 

der Erwähnung, es kommt ja auch blos auf das an, was in Delitzsch gilt. Das aber kann doch 

nicht blos aus dem Herkommen, der trübsten Quelle des Rechts, erkannt werden, namentlich 
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nicht, wo klare unzweideutige Gesetze, die jenes Herkommen als unrechtmäßig bezeichnen, 

und die (wie die Verordnung vom 15. Juli 1799) jünger sind, als der letzte vom Ober-

Kirchenrath in Bezug genommene Präcedenz-Fall, vorhanden sind. 

So sehr man daher dem Ober-Kirchenrathe in manchem beistimmen mag, was er über Inhalt 

und Form der Anhangslieder den Delitzscher Gemeinde-Kirchenraths-Mitgliedern in 

anerkennenswerth ausführlicher und langmüthiger Weise entwickelt, so sehr man die Form 

der von den Petenten erhobenen Anklagen mit dem Ober-Kirchenrathe bedauern muß, so 

wenig kann man doch verkennen, daß die Beschwerde an sich begründet ist. Sie betrifft 

wirklich, wie die Petenten fortwährend wiederholen, nur die bei Einführung des Anhangs an 

der Gemeinde begangene Rechtsverletzung. 

Diese Rechtsverletzung ist, wie wir nach gewissenhafter Prüfung nicht anders sagen können, 

wirklich vorhanden. Sie kann dadurch nicht ausgeglichen werden, daß der Gemeinde oder den 

sie vertretenden Aeltesten die Vorzüge des Anhangs nachträglich in langen Erlassen 

vorgehalten und ihre gegen Form und Inhalt desselben erhobenen, zum Theil wirklich 

grundlosen Ausstellungen widerlegt werden. Noch weniger dadurch, daß man das 

Vorhandensein dieser Rechtsverletzung beharrlich in Abrede stellt, und die Aeltesten wegen 

ihrer auf Beseitigung derselben gerichteten Anträge schilt und zurechtsweiset. Am 

allerwenigsten dadurch, daß man die Spaltung in der Gemeinde wegleugnet, oder sie aus 

anderen Gründen herleiten will. 

In dieser Hinsicht hat der Verfasser des letzten Oberkirchenräthlichen Erlasses eine Dialektik 

entwickelt, um die man ihn nicht beneiden kann. Wir sahen vorhin, daß die Delitzscher zum 

Nachweise, wie sehr sich seit der Dauer des Gesangbuchstreits die Communikantenzahl und 

also das kirchliche Leben in der Gemeinde verringert habe, die Neujahrszettel aus den Jahren 

1858, 1859 und 1860 überreicht haben. Der Ober-Kirchenrath findet in diesen Zetteln die 

Thatsache der Verringerung der Abendmahlsgäste zwar constatirt, aber er leitet sie nicht aus 

der Einführung des Anhangs ab, sondern er findet ihre Erklärung in „der immer weiter um 

sich greifenden Herrschaft des Unglaubens, in dem steigenden Mangel an christlicher 

Gesinnung und christlichem Leben,“ und hält dafür, es möchte nicht schwer zu beweisen sein, 

daß hierauf auch „das schlechte Gesangbuch“ (das alte Delitzscher) einen großen Einfluß 

ausgeübt habe. 

Ob bei dieser Umdrehung der von den Petenten dargelegten Verhältnisse die angeschlossene 

Ermahnung, auch ihrerseits zur Herstellung des Friedens in der Gemeinde zu wirken, ein 

williges Gehör und geneigte Herzen finden konnte, mag jeder beurtheilen, der einmal in 

seinem Leben für ein gekränktes Recht gekämpft und dabei erlebt hat, daß ihm die Waffen 

aus den Händen gewunden und gegen ihn benutzt worden sind. Uns kann es nicht wundern, 

wenn solche Mittel statt Versöhnlichkeit und Friedfertigkeit nur größere Erbitterung 

hervorrufen; denn sie lassen in den davon Betroffenen den Argwohn aufsprießen, als sei es 

der obersten Kirchenbehörde nicht sowohl um eine gerechte Entscheidung des Streits, als 

vielmehr um die Aufrechterhaltung der einmal abgegebenen Sentenz unter allen Umständen, 

selbst unter Verkennung des klar vorgebrachten Thatsächlichen, zu thun. 

                                                                                           Dr. P. D. Fischer. 

 

Am 19. Mai c. ist von den bürgerlichen Mitgliedern des Delitzscher Gemeinde-Kirchenraths 

wegen dieser kirchlichen Streitsache eine Petition an das hohe Haus der Abgeordneten in 

Berlin abgesendet worden; der Schluß derselben lautet also: „In der bayerischen Pfalz, 

besonders in Neustadt a. d. Hardt, Kaiserslautern und andern Orten hat bekanntlich vor drei 

Jahren auch ein Gesangbuchstreit stattgefunden, welcher mit dem unsrigen die größte 

Aehnlichkeit hat. Da hat zuletzt nach langem Kampfe ein katholischer, erleuchteter Fürst, 
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Seine Majestät König Maximilian II., sich der geistlichen Noth seiner protestantischen 

Unterthanen erbarmt, und mittelst Cabinets-Ordre vom 19. April vorigen Jahres die 

Beseitigung des aufgedrungenen Gesangbuchs anbefohlen und so den Streit glücklich 

beendet. (Protestantische Kirchenzeitung vom 1.Juni 1861.) Unmöglich kann Preußen als 

Hort der Aufklärung und Schirm der protestantischen Kirche hinter diesem glänzenden, 

hochherzigen Beispiele zurückbleiben; wir sind dies von unsern erleuchteten, freisinnigen 

Volksvertretern fest überzeugt.“ 


